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Unterrichtung 

durch die Kommission unabhängiger Sachverständiger 
zur Parteienfinanzierung 


Bericht der Kommission unabhängiger Sachverständiger zu Fragen der Parteien 
finanzierung gemäß § 18 Abs. 6 PartG über die Feststellung des Preisindexes 
der parteitypischen Ausgaben für das Jahr 2001 


1 . Die von Bundespräsident Johannes Rau berufene Kom- 
mission unabhängiger Sachverständiger zu Fragen der 
Parteienfinanzierung legt mit diesem Bericht ihre Fest- 
stellung des Preisindexes der parteitypischen Ausgaben 
für das Jahr 2001 vor (vgl. § 18 Abs. 6 PartG). 

2. Die Feststellungen der Kommission zur Preisentwick- 
lung der parteitypischen Ausgaben sind bedeutsam für 
die Frage, in welchem Umfang die vom Bundesverfas- 
sungsgericht festgelegte absolute Obergrenze staat- 
licher Leistungen an die politischen Parteien in recht- 
lich zulässiger Weise erhöht werden kann. Nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 85, 
264 <29 1>) kann die absolute Obergrenze mit Rück- 
sicht auf die Veränderung des Geldwertes dann ange- 
passt werden, wenn eine solche Anpassung notwendig 
ist. Dabei beschreibt die Höhe der Preisveränderung die 
Obergrenze der möglichen Anpassung. Die absolute 
Obergrenze war im Parteiengesetz von 1994 zunächst 
mit 230 Mio. DM beziffert worden; sie ist durch das 


Wiesbaden, den 11. Februar 2002 

Dr. Hedda von Wedel 

Vorsitzende 


Prof. Dr. Ulrich von Alemann 
Dr. Hans-Dietrich Winkhaus 


Siebte Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes vom 
17. Februar 1999 (BGBl. I S. 146) mit Wirkung vom 
1. Januar 1998 auf 245 Mio. DM erhöht worden. 

3. Die Kommission stellt fest, dass der Preisindex der 
parteitypischen Ausgaben, der die Preisentwicklung 
für die bedeutsamen Ausgaben der Parteien erfasst, im 
Jahr 2001 gegenüber dem Vorjahr um 2,8 Prozent ge- 
stiegen ist (vgl. Anlage). 

Daraus ergibt sich: Seit dem Inkrafttreten der Neure- 
gelung des Parteiengesetzes am 1. Januar 1994 (In- 
dexwert 1 1 6,6) ist damit der Preisindex der parteitypi- 
schen Ausgaben einschließlich der Preisentwicklung 
des Jahres 2001 (Indexwert 132,5) um insgesamt 
13,6 Prozent gestiegen. 

Die Steigerungsrate seit der mit Wirkung vom 1 . Ja- 
nuar 1998 erfolgten Erhöhung der Obergrenze der 
staatlichen Leistungen an die politischen Parteien auf 
245 Mio. DM (s. o.) beträgt 6,9 Prozent. 


Hans Günther Merk 
Dr. Dieter Wunder 


Zugeleitet mit Schreiben der Parteienfinanzierungskommission vom 14. Februar 2002 gemäß § 18 Abs. 6 Satz 3 des 
Parteiengesetzes. 
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